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Initiativantrag 

der unterzeichneten freiheitlichen Abgeordneten 
betreffend 

Trennungsopfer – Einführung der gemeinsamen Obsorge 
 

 
Der Oö. Landtag möge beschließen: 
 

Resolution 
 
Die Oö. Landesregierung wird aufgefordert, bei der Bundesregierung dafür einzutreten, dass diese 
schnellst möglich jene rechtlichen Grundlagen veranlasst, welche die Obsorge beider Elternteile 
als gesetzlichen Regelfall vorsehen. Ein Abgehen von der gemeinsamen Obsorge soll im Einzelfall 
nur bei einer objektiven Gefährdung des Kindeswohls vorgesehen sein. Dabei sind positive 
internationale Erfahrungen und die Regelungen der Bundesrepublik Deutschland, die 
vorgeschlagenen Regelungen der Revision des Zivilgesetzbuches des Schweizer Bundesrates, 
der Artikel 18 der UN-Kinderrechtskonvention sowie die jüngste Judikatur des Europäischen 
Gerichtshofs für Menschenrechte zu berücksichtigen. 
 

Begründung 
 
Seit dem 1.7.1998 gilt in der Bundesrepublik Deutschland das neue Kindschaftsrecht. Dieses geht 
von einem grundsätzlichen Fortbestand der gemeinsamen elterlichen Sorge aus. Damit hat der 
deutsche Gesetzgeber die Bedeutung von Vater und Mutter für die best mögliche Entwicklung 
eines Kindes erkannt und betont. Somit ist die gemeinsame Obsorge der gesetzliche Regelfall 
nach einer Scheidung. Über das Sorgerecht entscheidet das Gericht nur noch dann, wenn ein 
Elternteil für sich das alleinige Sorgerecht beantragt. Jener Elternteil, der die alleinige Obsorge für 
das Kinder bzw. die Kinder anstrebt, muss nachweisen, dass die gemeinsame elterliche Sorge 
dem Kindeswohl abträglich ist. 
 
Die angesprochenen Regelungen wurden in der BRD nach der Ratifizierung der UN-
Kinderrechtskonvention eingeführt. Art. 18 dieses "Übereinkommens über die Rechte des Kindes“ 
regelt das Recht auf beide Elternteile: 
 
"Art. 18 (1) Die Vertragsstaaten bemühen sich nach besten Kräften, die Anerkennung des 
Grundsatzes sicherzustellen, dass beide Elternteile gemeinsam für die Erziehung und Entwicklung 
des Kindes verantwortlich sind. Für die Erziehung und Entwicklung des Kindes sind in erster Linie 
die Eltern oder gegebenenfalls der Vormund verantwortlich. Dabei ist das Wohl des Kindes ihr 
Grundanliegen." 
 
Anlässlich der Hinterlegung der Ratifikations- bzw. Beitrittsurkunden wurde von der Bundes-
republik Deutschland unter anderem folgende Erklärung abgegeben, die ohne Zweifel als die 
Grundlage für die Einführung der gemeinsamen Obsorge angesehen werden kann: 
 
„Die Regierung der Bundesrepublik Deutschland erklärt, dass sie das Übereinkommen über die 
Rechte des Kindes als einen Meilenstein der Entwicklung des internationalen Rechts begrüßt und 
die Ratifizierung des Übereinkommens zum Anlass nehmen wird, Reformen des innerstaatlichen 



Rechts in die Wege zu leiten, die dem Geist des Übereinkommens entsprechen und die sie nach 
Art. 3 Abs. 2 des Übereinkommens für geeignet hält, dem Wohlergehen des Kindes zu dienen. Zu 
den geplanten Maßnahmen gehört insbesondere eine Neuordnung des Rechts der elterlichen 
Sorge für Kinder, deren Eltern keine Ehe eingegangen sind, die als verheiratete Eltern dauernd 
getrennt leben oder geschieden sind. Hierbei wird es insbesondere darum gehen, auch in solchen 
Fällen die Voraussetzungen für die Ausübung der elterlichen Sorge durch beide Eltern zu 
verbessern.“  
 
Seit 01.07.2001 gibt es in Österreich die Möglichkeit, die "Obsorge beider Elternteile" im Falle 
einer Scheidung freiwillig zu vereinbaren. Diese Regelung wurde im Jahr 2005 einer Evaluierung 
unterzogen. Die Evaluierungsstudie des BMJ brachte unerwartete Ergebnisse. Die neue 
Möglichkeit der gemeinsamen Obsorge wurde im Untersuchungszeitraum in über 53% der Fälle in 
Anspruch genommen. Positive Auswirkungen sind vor allem die schnellere Beruhigung des 
Konfliktniveaus, weniger Konflikte um die Ausübung des Besuchsrechts, hohe Zufriedenheit mit 
der Obsorge beider Elternteile, häufigere Kontakte der Kinder mit dem getrennt lebenden Elternteil, 
eine zehn mal niedrigere Kontaktabbruchsrate als bei alleiniger Obsorge, der getrennt lebende 
Elternteil übernimmt quantitativ und qualitativ mehr elterliche Aufgaben und Verantwortung, mehr 
Austausch zwischen den getrennt lebenden Eltern, positive Auswirkungen auf die Zahlung des 
Kindesunterhalts (pünktlicher, Höhe wird eher als angemessen erlebt, etc.). 
 
Am 28.01.2009 hat der Schweizer Bundesrat eine Novelle zum Zivilgesetzbuch in Begutachtung 
geschickt, welche vorsieht, im Bereich der Elternschaft die gemeinsame Obsorge (nach 
deutschem Vorbild) zur Regel zu machen. Das Begutachtungsverfahren wurde mit Ende April 
2009 abgeschlossen. Die eingelangten Stellungnahmen waren durchwegs positiv, sodass von 
einer Einbringung einer Regierungsvorlage im Jahr 2010 ausgegangen werden kann. 
 
Am 3. Dezember 2009 hat der Europäische Gerichtshof für Menschenrechte (22028/04) 
ausgesprochen, dass das Abhängigmachen des Sorgerechts für unverheiratete Väter von der 
Zustimmung der Mütter dem Gleichheitsgrundsatz widerspricht. Die Bevorzugung von 
unverheirateten Müttern gegenüber Vätern ist somit als Verstoß gegen das Diskriminierungsverbot 
qualifiziert worden. 
Laut „Focus“ soll die bundesdeutsche Justizministerin Sabine Leutheusser-Schnarrenberger 
aufgrund dieses Urteils bereits an einem entsprechenden Gesetzesentwurf zur 
Sorgerechtsregelung arbeiten, wonach künftig auch unverheiratete Väter ohne ausdrückliche 
Zustimmung der Mutter das Sorgerecht für ihre Kinder bekommen können. 
 
Es wäre daher höchst an der Zeit, dass in Österreich die gemeinsame Obsorge als Regelfall, 
unabhängig vom Status der Beziehung der Eltern, eingeführt wird.  
 
 

Linz, am 17. Dezember 2009 
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